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Das Bundessozialgericht, 4. Senat, hat am
4°. Dezember 4974 ohne mündliche Verhandlung

durch seine Richter P e n g u i t t
_

» Vorsitzender —, G e y s e r , M ü l l'é r
und die ehrenamtlichen Richter K r i e g
und Dr. L i n d‚e

für Recht erkannt:

Das Urteil des Lanäessozialgerichts Nieder—

sächsen vom 20. Juni 4975 wird aufgehoben.

Die Berufung der_Klägerin gegen das Urteil des
8inalgerichts Génabrück

vom 6. Dezember 4972

_wird zurückgewiesen.

Küsten des Berufungs— und Revisionsverfahrens
Teind nicht zu erstatten.
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Die Klägerin begehrt aus der Versicherung ihres früheren

'Ehemannes (des Versicherten) eine Hinterbliebenenrente

nach 5 4265 der Reichsversicherungsordnung (RVG). Mit
Bescheid vom 42. März 4969 lehnte die Beklagte einen

dahingehenden Antrag der Klägerin ab. Die gegen diesen

Bescheid gerichtete Klage hatte vor dem Sozialgericht —QG—

keinen Erfolg (Urteil des SG Osnabrück vom 6. Dezember 4972).

‚Das Landessozia1gericht (LSG) hat das erstinstanzliche
Urteil sowie den Bescheid der Beklagten aufgehoben und

der Klage stattgegeben (Urteil des LSG Niedersachsen

vom 20. Juni 4975).

Nach den — nicht angegriffenen — Feststellungen des LSG

war die Klägerin mit dem Versicherten bis zum Jahre 4949
verheiratet. Die Ehe wurde - so ist in dem angefochtenen

Urteil weiter ausgeführt — aus dem Verschulden beider

Parteien, jedoch aus dem überwiegenden Verschulden des

Versicherten, geschieden. Aufgrund_eines gerichtlichen

Vergleichs zahlte der Versicherte der Klägerin seit der

_Trennung monatlich 25,—— DM. Während die Klägerin nicht

wiedergeheiratet hat, ging der Versicherte mit der Bei—

geladenen eine neue Ehe ein, die bis zu seinem Tode am

4„ September 4968 bestanden hat. Im letzten Jahr vor dem
Tode des Versicherten hatte die Klägerin ein monatliches

Gesamteinkommen von durchschnittlich 540,—- DM.

Der Beigeladenen ist von der Beklagten die Witwenrente

in voller Höhe bewilligt worden.

Das LSG meint, die monatlichen Zuwendungen des Versicher—

"ten an die Klägerin seien als Unterhalt im Sinne des
5 4265 EVO zu werten. Sie erreichten zwar nicht, wie dies
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von der RechtsPrechung des Bundessozialgérichts (BSG) für

den Regelfall gefordert werde, 25 V.H. des Betrages, den

ein Unterhaltsberechtigter unter den gegebenen zeitlichen

und örtlicheniVérhältnissen zur Deckungseines notx.endigen

Mindéstbedarfs benötige (BSG 22, 44). In einem Urteil vom
22. November4968 (Az.: 14 RA62/68) habe es das EEGaus-
drücklich offen gelassen, ob an seiner bisherigen £edht-

sprechung auch dann festzuhalten sei, wenn es sich um ge—

schiedene Ehefrauen handele, die am Rande des Existenz—

minimums lebten. Ein solcher Fall liege hier vor. Each Ab-

zug der Diätzulage, einmaliger Beihilfen, des Kietzin3es
sowie der monatlichen Zuwendungen des Versicherten blieben

.der Klägerin nur etwa 245,——DM zur Bestreitung ihrer
Lebensbedürfnisse. Die Zuwendungen von monatlich 25, ——DM

lägen höher als 10 v.H.-dieses Nettoeinkommens, sie müßten

als Unterhalt angesehen werden.

Mit der Revision macht die Beklagte im wesentlichen gel—
tend, ein Betrag von monatlich 25,—- DM sei kein Unter—

halt im Sinne des 5 1265 RVG
‘Die Beklagte und die Beigeladene — diese

sinngemäß —'

beantragen,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die
Berufung gegen das Urteil des SG Osnabrück
zurückzuweisen.

Die Klägerin hat keinen Antrag gestellt.

Die Revision ist begründet.

Der Klägerin steht gegen die Beklagte'kein Anspruch auf

Gewährung einer Hinterbliebenenrenté nach 5 4265 RVO zu.
-Der,Betrag in Höhe von 25,-— DM, den der Versicherte der
Klägerin monatlich gezahlt hat und zu dessen Zahlung er
durch Vergleich verpflichtet war, war zu gering, um als

Unterhalt im Sinne dieser Vorschrift angesehen werden zu

können. Nach ständiger Rechtsprechung des BSG, gegen die
.‘u‚-
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„sich auch das LSG im-Grundsatz wohl nicht wenden will,

ist für die Annahme von Unterhalt in diesem Sinne u.a.
Voraussetzung, daß es sich bei den Zahlungen oder der

Zahlungsverpflichtung des Versicherten um einen Betrag

gehandelt hat, der nach allgemeiner Auffassung unter

besonderer Berücksichtigung der zeitlichen und örtlichen
Verhältnisse nominell ins Gewicht fällt und auch im

Hinblick auf den Gesamtunterhalt erheblich ist (BSG 22,44).

Diese Voraussetzung ist im Regelfall nur dann erfüllt,

wenn der Betrag etwa 25 V.H. des Betrages ausmacht, den

ein Unterhaltsberechtigter zur Deckung seines notwendigen

Mindestbedarfs benötigt, wobei der Mindestbedarf an den

Richtsätzen der für die Gewährung von Sozialhilfen zu-

ständigen Behörden gemessen werden kann.

Der Regelsatz für Alleinstehende betrug nach den Fest—
stellungen im angefochtenen Urteil für die Klägerin im

letzten Jahr vor dem Tode des Versicherten 126,-— DM.
Ob allerdings allein dieser vom LSG angeführte Betrag

als Bezugsgröße für die Berechnung des Unterhalts
angesehen werden kann oder ob nicht auch die Richtsätze

zur Abgeltung einmaliger Leistungen‚ der Mehrbedarfs—
zuschlag für Erwerbsunfähige, der Mietzuschlag sowie

andere zusätzliche Leistungen in die Berechnung des

Mindestbedarfs einzubeziehen wären, kann in diesem

Zusammenhang dahingestellt bleiben. In keinem Fall—
_erreichten die monatlichen Zuwendungen des VersiCherten

an die Klägerin 25 V.H. ihres Mindestbedarfs.

Das LSG verkennt dies nicht, will jedoch für einen Fall
wie den vorliegenden eine Ausnahme Von der Rechtspre—

chung des BSG zulassen‚ Zur Begründung dafür stützt es
sich insbesondere auf das bereits erwähnte Urteil des

BSG vom 22. November 1968. In der Tat hat das BSG in

_dieser Entscheidung die Frage aufgeworfen, aber unent—

schieden gelassen, ob an der bisherigen Abgrenzung des
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Unterhalts zu finanziell unbedeutenden Beiträgen.zum Unter—
'halt auch dann festzuhalten ist, wenn es sich um.?ersonen

handelt, die sich wegen ihrer ungün3tigen wirtschaftlicheng
VerhältniSSe am Rande des Existenzminimums bewegen. Das

LSG mißversteht aber dieses Urteil, wenn es meint, neben

die bisherige Abgrenzung sei nunmehr als neuer Grenz-

betrag ein solcher gesetzt werden, der 10 v.H. des tat—

'sächlichen monatlichen Bareinkommens der früheren Ehefrau
des Versicherten beträgt. Das BSG hat aaO vielmehr erklärt,

daß an seiner bisherigen Rechtsprechung, nach der als ge-
ringfügig in der Regel ein Betrag anzusehen sei, der nicht

etwa 25 v.H. des zeitlich und örtlich notwendigen Kindest—

bedarfs erreiche, festzuhalten sei. Von diesem Grundsatz

ist das BSGnicht deshalb abgéwichen, weil es in demvon
ihm zu entscheidenden Fall unter Hinweis darauf, die Zah—

lungen des Versicherten hätten 10 v.H. des sonstigen Bar-

einkommens der Klägerin betragen, das Vorliegen von Unter—

halt bejaht hat. Diese Begründung ist vielmehr nur im

Zusammenhang mit der in jener Entscheidung erörterten Frage

_zu sehen, ob ein Betrag, der 25 v.H. des Nindestbedarfs
erreicht oder überschreitet, im Einzelfall gleichvohl des—

halb nicht als Unterhalt angesehen werden kann, weil die

geschiedene Frau besonders hohe eigene Einkünfte gehabt

hat. Diese Frage hat das BSG in der Erwägung, der Unter-

halt des geschiedenen Ehemannes habe immerhin 40 v.H. des

monatlichen Bereinkommens der Klägerin betragen, verneint.

Mit der Frage, ob bei einer am Rande des Existenzninimums

lebenden geschiedenen Frau ebenfalls die vom BSG entwickel-
'ten Grundsätze über die Abgrenzung

nur geringfügiger monat—

licher Zuwendungen zu Unterhaltszahlungen zu gelten haben,

hat sich das BSG bereits in seiner Entscheidung vom 20.Närz

4969 (SozR Nr. 49 zu 5 4265 RVG) auseinandergesetzt. Es,

hat dazu u.a. ausgeführt, auch das Sozialstaatsprinzip er—
fordere nicht eine Auslegung des 5 4265 RVG in dem Sinne„

_ 6 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


daß bereits geringste Unterhaltsverpflichtungen oder

—leistungen eine in ihrer Höhe hierdurch nicht beein—

flußte Hinterbliebenenrente auslösen müßten. Bei einer

nur geringfügigen Verpflichtung oder Leistung des Ver—

sicherten habe sich die wirtschaftliche Lage der frü—

'heren Ehefrau durch den Tod des Versicherten nicht

wesentlich verschlechtert. Dieser Auffassung, zu der das

LSG neue Gesichtspunkte nicht vorgebracht hat, tritt der

erkennende Senat - in Fortsetzung der ständigen Recht-

sprechung des BSG — bei.
Anhaltspunkte dafür, daß die Klägerin berechtigt gewesen

sein könnte, von dem Versicherten einen höheren — ins Ge—

' wicht fallenden - Unterhaltsbeitrag zu Verlangen, sind

nicht ersichtlich,
_Das angefochtene Urteil muß deshalb aufgehoben und die Be—

rufung der Klägerin gegen das Urteil des SG zurückgewiesen

werden. '
Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 des Sozialgerichts—

gesetzes. Der Senat hält es nicht für angemessen, der in

finanziell schlechten Verhältnissen lebenden Klägerin auf-

zugeben, der Beigeladenen die Kosten auch der Berufungs—

und der Revisionsinstanz zu erstatten.
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